
Nr. 11 / November 2005 SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND NS   Seite 7

SOZIALES

Die gesetzliche Rentenversiche-
rung in Niedersachsen hat ein neu-
es Gesicht: Seit 1. Oktober 2005 ist
die Deutsche Rentenversicherung
in Braunschweig-Hannover für
drei Millionen Menschen in Norden
Deutschlands erster Ansprechpart-
ner, wenn es um ihre Altersversor-
gung geht. Der neue Rentenversi-
cherer entsteht mit dem heutigen
Zusammenschluss der beiden Lan-
desversicherungsanstalten (LVA)
Hannover und Braunschweig.

Der Vorteil für die Versicherten in
Niedersachsen liegt auf der Hand:
Für alle Fragen zur Rentenversi-
cherung können sie jetzt das lan-
desweite, engmaschige Netz von
Beratungsstellen nutzen. Beispiels-
weise erhalten auch frühere BfA-
Versicherte in jedem Beratungs-
zentrum der Deutschen Rentenver-
sicherung umfassende Informatio-
nen über den Stand ihres Renten-
kontos. 

An der Rente ändert sich durch
den neuen Namen nichts. Sie
kommt auch weiterhin Monat für
Monat pünktlich aufs Konto. Und
alle bei der LVA eingezahlten
Beiträge bleiben im persönlichen
Rentenkonto und behalten ihren
Wert.

Den direkten Draht zur Deut-
schen Rentenversicherung gibt es
online zudem unter neuer Adresse:
Unter www.deutsche-rentenversi-
cherung-braunschweig-hanno-
ver.de können sich Interessierte via
Internet informieren, Anträge stel-
len oder mit ihrem Rentenversi-
cherer Kontakt aufnehmen. Rund
um die Uhr und an 365 Tagen im
Jahr liefert die Website Hinter-
grundinformationen und aktuelle
Meldungen.

Wolfgang Mickelat, Mitglied
im Sozialpolitischen Aus-
schusses des Landesverban-
des und des Bundesverbandes,
hat den SPA am 22. September
2005 über die Auswirkungen
des Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetztes (GMG) infor-
miert. 

Mit der letzten Gesundheits-
reform sollten Einsparungen in
der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) erreicht wer-
den, so dass der durchschnittli-
che Beitragssatz und damit die
Lohnnebenkosten gesenkt wer-
den können. Mit Inkraftreten
des Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetzes (GMG) zum 
1. Januar 2004 konnten tatsäch-
lich rund 9-10 Milliarden Euro
eingespart und die Nettover-
schuldung der GKV, die zum
Jahresende 2003 bei 6 Milliar-
den Euro lag, auf etwa 1,8 Mil-
liarden Euro zurückgeführt
werden. Die versprochene deut-
liche Senkung des allgemeinen
Beitragssatzes auf unter 14 Pro-
zent wurde nicht eingehalten:
Anfang 2005 betrug der allge-
meine Beitragssatz etwa 14,19
Prozent gegenüber 14,32 Pro-
zent Ende 2003. Ohne Gesund-
heitsreform wäre der Beitrags-
satz allerdings auf bis zu 15
Prozent gestiegen.

Mit Einführung der Praxisge-

Fenja ist 8 Jahre alt und auf-
grund einer Spina bifida (Wir-
belsäulenerkrankung) auf ei-
nen kindgerechten Rollstuhl
angewiesen.

Das Annastift in Hannover
stellt ihr am 9. 9. 2003 eine Ver-
ordnung für eine Zweitversor-
gung aus, damit sie mobil bleibt
und auch am Sportunterricht
teilnehmen kann.

Die Krankenkasse holt einen
Kostenvoranschlag ein: der
nach Fenjas Körpermaßen ge-
fertigt Aktivrollstuhl soll
5.473,85 Euro kosten. Die
Krankenkasse lehnt mit
Schreiben vom 26. 11. 2003 die
Kostenübernahme ab, „da Sie
bereits im Besitz eines ver-
gleichbaren Hilfsmittels sind“.

Gegen diese Entscheidung
legt Fenjas Mutter Widerspruch
ein.

In das Widerspruchsverfah-
ren schaltet sich der SoVD Ol-
denburg ein. 

Frau S. konsultiert die be-
handelnden Ärzte von Fenja
und erhält eine schriftliche
Stellungnahme vom Annastift

„Die ältere Generation ist ein
wichtiger und unverzichtbarer
Teil unserer Gesellschaft. Inter-
essant sind Ergebnisse neuer
Umfragen, nach denen viele äl-
tere Menschen gern länger ar-
beiten würden, sich fit fühlen
und sich engagieren wollen“,
sagte der Landesvorsitzende
des SoVD Niedersachsen, am
12. September 2005 in Hanno-
ver. Dies decke sich auch mit
den Erfahrungen des Verban-
des, in dem überwiegend ältere
Menschen organisiert sind. 

Bauer bemängelt, dass die
„neuen Alten“ trotz aller Dis-
kussionen um den demografi-

in Hannover.
Die Ärzte bestätigen, dass der

Rollstuhl für das Mädchen auf-
grund der Gesundheitsstörun-
gen und Funktionseinschrän-
kungen das einzige Fortbewe-
gungsmittel ist und sie davon
ständig abhängig ist. Sie sehen
die Indikation zu einer Zweit-
versorgung, um Schulausfälle
bzw. Immobilitäten aufgrund
von notwendigen Reparaturen
zu vermeiden. 

Auch Fenjas Mutter be-
schreibt die häusliche Situati-
on, die erkennbar macht, dass
eine Abhängigkeit gegeben ist.  

Im März 2004 reagiert die
Krankenkasse auf das Wider-
spruchsschreiben und teilt mit,
dass der Leistungsantrag dem
Medizinischen Dienst der
Krankenkasse (MDK) zur so-
zialmedizinischen Begutach-
tung vorgelegt wurde. Der
MDK kommt dabei zu dem Er-
gebnis, dass eine Versorgung
mit einem maßgefertigten Roll-
stuhl die medizinische, soziale
und wirtschaftliche Notwen-
digkeit übersteigt. Er schlägt

daher eine Alternativversor-
gung in Form eines normalen
angepassten Kinderrollstuhls
vor und bittet die Versicherte,
sich damit einverstanden zu er-
klären.

Die Eltern lehnen die Zu-
stimmung ab und können dafür
sehr gut nachvollziehbare
Gründe benennen: das wesent-
lich höhere Gewicht eines han-
delsüblichen Rollstuhls und die
daraus resultierende stärkere
Belastung des Schulterbereichs
von Fenja. Ein leichter Aktiv-
rollstuhls biete ein besseres
Fahrgefühl und fördere aktives
Fahren. Zudem könne Fenja mit
einem maßgefertigten Rollstuhl
am Schulsport teilnehmen. Ih-
re Mobilität vereinfache außer-
dem den Umgang mit nicht be-
hinderten Kindern, was von
enormer Bedeutung für ihre In-
tegration und ihr Selbstwert-
gefühl sei.

Der Widerspruch wird im
April zurückgewiesen.

Fenjas Familie sowie das So-
zialberatungsteam des SoVD
Oldenburg lassen nicht locker.

Erfolgreich beendeter Fall aus dem SoVD Oldenburg

Ein kindgerechter Rollstuhl für Fenja
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te zur Familie, den Kindern und
anderen Verwandten stehen an
der Spitze der persönlichen Pri-
oritätensetzung. Dialog und
Austausch zwischen den Gene-
rationen spielen für die Mehr-
heit der Befragten aber eben-
falls eine große Rolle. „Der
Kontakt zu den Jüngeren wie zu
den Älteren wird als wichtig an-
gesehen, das können wir nur
gutheißen“, so Bauer.

Dabei dürften die Wertschät-
zung der Potenziale des Alters
und des Engagements der älte-
ren Generationen aber noch
steigen. Dies kann nach Ansicht
des Verbandspräsidenten nur

schen Wandel noch immer nicht
den Stellenwert in gesellschaft-
lichen und sozialen Fragen ha-
ben, der ihnen zustehen würde. 

Erfreut nimmt der SoVD-
Chef eine Umfrage zur Kennt-
nis, nach der den Generationen
ein gutes Verhältnis unterein-
ander bescheinigt wird. „Ich
habe immer gesagt: den Gene-
rationenkonflikt gibt es nicht;
er wird nur herbeigeredet.“ Die
Umfrage kommt zu dem Ergeb-
nis, dass insgesamt die Familie
für alle Generationen das wich-
tigste soziale Netz ist. Persön-
liche Autonomie, finanzielle Si-
cherheit im Alter und Kontak-

SoVD-Chef Bauer: Generationenkonflikt gibt es nicht 

bühr von 10 Euro ist die Zahl
der Arztbesuche deutlich
zurückgegangen. Neuere Um-
fragen zeigen aber, dass der An-
teil derer, die wegen der Pra-
xisgebühr auf einen Arztbesuch
verzichten, von 11,7 Prozent auf
9,4 Prozent am Ende des ersten
Quartals 2005 gesunken ist. 

Eine Vielzahl der Versicherten
akzeptiert die neuen Zuzah-
lungsregelungen. Insbesondere
die Praxisgebühr hat zu einer
starken Inanspruchnahme der
Hausärzte und einer Ver-x-fa-
chung der Zahl der Überwei-
sungen geführt. Hausarztmo-

delle oder Bonusmodelle, die zu
einer Reduzierung der Praxis-
gebühr führen, werden von den
Versicherten in Anspruch ge-
nommen. Das anfänglich starke
Interesse an Zusatzversiche-
rungen ist im Jahr 2005 wieder
zurückgegangen. 

Besonderheiten bei Heil- und
Hilfsmitteln

Seit Januar 2005 gelten für ei-
nige Hilfsmittelgruppen Fest-
beträge. Leistungserbringer
haben einen Vergütungsan-
spruch nur in Höhe des ausge-
handelten Durchschnittsprei-
ses. Manche Anbieter bieten je-
doch nur Hilfsmittel mit einem
höheren Preis an, der dann zu
Lasten der Versicherten geht,
das heißt die Zuzahlung erhöht. 

Auch die bislang umfassend-
ste Krankenhausreform und
Einführung der Fallpauschalen
konnte nicht verhindern, dass
die Ausgaben für Kranken-
hausbehandlung insgesamt ge-
stiegen sind. Basis der Bezah-
lung ist nicht mehr die Ver-
weildauer der Patienten, son-
dern die Art der Erkrankung.
Für jede Diagnose gibt es einen
bestimmten Pauschalpreis. Mit
dem neuen Preissystem wird
nicht mehr die längste Behand-
lungsdauer belohnt, sondern
der beste Behandlungserfolg in
kürzester Zeit. 

Das Gesundheitsmodernisierungsgesetz und seine Auswirkungen

Gesundheit in Deutschland – eine Bilanz

Wolfgang Mickelat,
Mitglied im Sozialpolitischen Ausschuss

Fazit:
Das GMG hat eine Ausgaben-

steigerung der GKV nicht ver-
hindern können. In der Tendenz
dürften die Kostensteigerungen
durch die Einsparungen aber
ausgeglichen sein. Eine weitere
Absenkung des Beitragssatzes
ist dagegen nicht erkennbar. 

Hat das GMG sich bereits ver-
braucht? Wie bei jeder Repara-
tur ist der gebesserte Zustand
nur von kurzer Dauer. Bürger-
versicherung, Gesundheitsprä-
mie, steuerfinanzierte Modelle
- alles deutet auf mehr Einnah-
men hin, um die ständig stei-
genden Ausgaben finanzieren
zu können. Versicherte haben
nicht nur erheblich mehr Zu-
zahlungen zu leisten, auch
Rechtsbrüche, Einschüchte-
rungen und eine gewisse Verzö-
gerungstaktik der Kostenträger
belastet die auf medizinische
Versorgung angewiesenen Men-
schen. 

Unseren Mitgliedern empfeh-
len wir, sich bei der Ablehnung
von Leistungen durch ihre
Krankenkasse vertrauensvoll
an den SoVD zu wenden. Auch
wenn die Schreiben der Kran-
kenkasse keine Rechtsmittelbe-
lehrung enthalten, ist ein Wi-
derspruch möglich. Dabei hilft
Ihnen das Sozialberatungszen-
trum in Ihrer Nähe. 

Zwischenzeitlich bietet die
DAK für einen Aktivrollstuhl
eine Kostenbeteiligung in Höhe
von 1.250 Euro. Die Familie
lehnt auch dieses Angebot ab.
Es folgen unzählige Telefonate
aus dem Sozialberatungszen-
trum Oldenburg mit den Eltern
des Mädchens, der Kranken-
kasse und deren Vertragspart-
ner.

Endlich – im September, also
ein Jahr nach Ausstellung der
ärztlichen Verordnung, meldet
sich die Krankenkasse erneut
und teilt mit, dass sich nach
„Würdigung der Gesamtum-
stände“ neue Gesichtspunkte
in ihrer Leistungsentscheidung
ergeben haben. Die Kasse be-
teiligt sich mit einer vollen Kos-
tenübernahme an dem bean-
tragten Aktivrollstuhl, der dem
Mädchen leihweise überlassen
wird. 

Übrigens: Am Ende erwies
sich der beantragte Kostenvor-
anschlag günstiger als die An-
gebote der Vertragspartner der
Krankenkassen. 

CB

gelingen, wenn ältere Menschen
nicht um ihre wirtschaftliche
Existenz ringen müssen - in der
heutigen älteren Generationen
ebenso wie in nachfolgenden
Generationen. Belastungen wie
sie durch die Sozial- und Ar-
beitsmarktreformen entstan-
den sind müssen von allen ge-
sellschaftlichen Gruppen soli-
darisch getragen werden. Des-
halb fordert der SoVD eine Er-
werbstätigenversicherung, eine
Bürgerversicherung im Ge-
sundheitswesen, einen Stopp
der Frühverrentung und eine
aktive Arbeitsmarktpolitik. 
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Wenn Ihnen etwas auf der Seele liegt

Der E-Mail-Pfarrer
Pastor Wolfgang Döring ist seit 21

Jahren Seelsorger und arbeitet in ei-
ner Behinderteneinrichtung. Der
49-jährige Theologe ist selbst Roll-
stuhlfahrer sowie hör- und sprech-
behindert. Nun bietet er Menschen,
die Kummer haben, Seelsorge per
Brief oder E-Mail an. Das Angebot
ersetzt keine Therapie. Vielmehr
handelt es sich um eine pastoral-
seelsorgerliche Beratung in Lebens-
und Glaubensfragen, die kostenlos,
abgesehen von den eigenen Port-
bzw. Verbindungskosten. Was Pa-
stor Döring erfährt, behandelt er
absolut vertraulich. 

Kontakt: Brief- und E-Mail-See-
lsorge, Pastor Wolfgang Döring,
Postfach 100790, 33507 Bielefeld.
E-Mail: dein@email-pfarrer.de;
weitere Information: www.behin-
derte-pfarrer.de


